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4 1 . Kundmachung des Bundeskanzlers betref-
fend die Aufnahme weiterer Staaten in die

Organisation der Vereinten Nationen

Nach Mitteilung des Generalsekretärs der Ver-
einten Nationen hat Liechtenstein am 18. September
1990 die Annahme der in der Satzung der Vereinten
Nationen (BGBl. Nr. 120/1956, letzte Kundma-
chung des Geltungsbereiches BGBl. Nr. 504/1990)
enthaltenen Verpflichtungen erklärt und ist gemäß
Art. 4 der Satzung Mitglied der Vereinten Nationen
geworden.

Vranitzky

42. Kundmachung des Bundeskanzlers betref-
fend den Geltungsbereich des Europäischen
Übereinkommens über die Anerkennung und
Vollstreckung von Entscheidungen über das
Sorgerecht für Kinder und die Wiederherstel-

lung des Sorgerechts

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Euro-
parats hat die Bundesrepublik Deutschland am
5. Oktober 1990 ihre Ratifikationsurkunde zum
Europäischen Übereinkommen über die Anerken-
nung und Vollstreckung von Entscheidungen über
das Sorgerecht für Kinder und die Wiederherstel-
lung des Sorgerechts (BGBl. Nr. 321/1985, letzte
Kundmachung des Geltungsbereiches BGBl.
Nr. 532/1990) hinterlegt.

Die Bundesrepublik Deutschland hat anläßlich
der Hinterlegung der Ratifikationsurkunde nach-

stehende Vorbehalte erklärt bzw. Erklärung abge-
geben:

„Gemäß Artikel 27 Abs. 1 Satz 1 erklärt sie in
Übereinstimmung mit Artikel 6 Abs. 3, daß sie die
Anwendung von Artikel 6 Abs. 1 lit. b ausschließt,
auch in den Fällen des Artikel 13 Abs. 2: Die
zentrale Behörde kann es ablehnen, tätig zu werden,
solange Mitteilungen oder beizufügende Schrift-
stücke nicht in deutscher Sprache abgefaßt oder von
einer Übersetzung in diese Sprache begleitet sind.

Die Bundesrepublik Deutschland erklärt in
Übereinstimmung mit Artikel 17 Abs. 1, daß in den
von den Artikeln 8 und 9 erfaßten Fällen die
Anerkennung und Vollstreckung von Sorgerechts-
entscheidungen ausgeschlossen ist, wenn die in
Artikel 10 Abs. 1 lit. a oder b vorgesehenen Gründe
vorliegen.

Die Bundesrepublik Deutschland erklärt gemäß
Artikel 2 Abs. 3:

Die Aufgaben der zentralen Behörde (Artikel 2
Abs. 1) nimmt

Der Generalbundesanwalt beim Bundesgerichts-
hof, zentrale Behörde nach dem Sorgerechtsüber-
einkommens-Ausführungsgesetz,

Neuenburger Straße 15,
1000 Berlin 61

Postanschrift:
Postfach 11 06 29,
D-1000 Berlin 11

wahr."

Vranitzky

14 21
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43.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

Vertrag zur Änderung des Vertrages zwischen
der Republik Österreich und dem Fürstentum
Liechtenstein vom 17. März 1960 zur Feststel-
lung der Staatsgrenze und Erhaltung der

Grenzzeichen

Der Bundespräsident der Republik Österreich
und

Seine Durchlaucht der Regierende Fürst von und zu
Liechtenstein

sind übereingekommen, den am 17. März 1960 *)
abgeschlossenen Vertrag zur Feststellung der
Staatsgrenze und Erhaltung der Grenzzeichen —
im folgenden Vertrag genannt — abzuändern und
zu ergänzen, und haben hiefür zu ihren Bevoll-
mächtigten ernannt:

Der Bundespräsident der Republik Österreich

Herrn Dr. Erich Kussbach,
Gesandter im Bundesministerium für auswärtige

Angelegenheiten

Seine Durchlaucht der Regierende Fürst von und zu
Liechtenstein

Herrn Dr. Norbert Marxer,
Leiter des Rechtsdienstes der Regierung

Die Bevollmächtigten haben nach Austausch ihrer
in guter und gehöriger Form befundenen Vollmach-
ten folgendes vereinbart:

Artikel I

Der Vertrag wird wie folgt geändert:

1. Artikel 8 lautet:

(1) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, dafür
zu sorgen, daß beiderseits der Grenzlinie ein
Streifen von 1 m Breite und um jedes neben die
Grenzlinie gesetzte Grenzzeichen (indirekte Ver-
markung) ein Kreis mit dem Radius von 1 m von
Bäumen, Sträuchern und anderen, die Sichtbarkeit
der Grenzzeichen und des Verlaufes der Staats-
grenze beeinträchtigenden Pflanzen freigehalten
werden. Diese Bestimmung findet auf Bann- und
Schutzwälder keine Anwendung.

(2) Die Kommission (Artikel 11) kann in
besonderen Fällen Ausnahmen von den Bestimmun-
gen des Absatzes 1, erster Satz, zulassen, wenn und
solange die Erkennbarkeit der Staatsgrenze nicht
beeinträchtigt wird.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 228/1960

(3) Die Eigentümer und sonstigen Nutzungsbe-
rechtigten der an oder in der Nähe der Staatsgrenze
liegenden Grundstücke sind verpflichtet, den
Zugang zu den im Absatz 1 erwähnten Gebietsteilen
nicht zu behindern.

(4) Entschädigungsansprüche auf Grund von
Arbeiten und Maßnahmen nach Absatz 1 sind gegen
den Vertragsstaat geltend zu machen, auf dessen
Hoheitsgebiet die Grundstücke liegen, und nach
dessen Recht zu beurteilen.

2. Artikel 11 lautet:

(1) Zur Durchführung der nach diesem Vertrag
erforderlichen Aufgaben wird die Österreichisch-
Liechtensteinische Grenzkommission — im Vertrag
Kommission genannt — eingesetzt. Die Kommis-
sion gibt sich ihre Geschäftsordnung selbst.

(2) Die Kommission besteht aus einer österreichi-
schen und einer liechtensteinischen Delegation von
je vier Mitgliedern. Jeder Vertragsstaat bestellt
einen Vorsitzenden und dessen Stellvertreter sowie
die übrigen Mitglieder und deren Stellvertreter. Jede
Seite kann Experten und Hilfskräfte beiziehen. Die
Vorsitzenden sind berechtigt, unmittelbar miteinan-
der in Verbindung zu treten.

(3) Jeder Vertragsstaat trägt die Kosten der von
ihm bestellten Mitglieder einschließlich der Kosten
der von ihm beigezogenen Experten und Hilfs-
kräfte.

(4) Die Kommission tritt zu Tagungen und
Grenzbesichtigungen zusammen, wenn sie es selbst
beschließt oder wenn es einer der Vertragsstaaten
auf diplomatischem Wege verlangt. Die Kommis-
sion tritt, wenn nicht etwas anderes vereinbart ist, zu
ihren Tagungen abwechselnd auf dem Hoheitsge-
biet eines der beiden Vertragsstaaten zusammen.

(5) Die Tagungen werden vom Vorsitzenden der
Delegation des Vertragsstaates geleitet, auf dessen
Hoheitsgebiet die Tagung stattfindet. Die Grenzbe-
sichtigungen werden von den Vorsitzenden der
beiden Delegationen gemeinsam geleitet.

(6) Über jede Tagung und jede Grenzbesichti-
gung ist eine Niederschrift in zwei Originalen zu
verfassen. Diese sind von den Vorsitzenden beider
Delegationen zu unterzeichnen.

(7) Zu einem Beschluß der Kommission ist die
Übereinstimmung der beiden Delegationen erfor-
derlich.

(8) Die Kommission ist nicht befugt, den Verlauf
der Staatsgrenze zu ändern, sie kann jedoch
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Vorschläge zur Änderung der Staatsgrenze den
Vertragsstaaten unterbreiten.

3. Artikel 12 lautet:

(1) Die Vertragsstaaten werden die Grenzzeichen
in der Regel in Zeitabständen von zehn Jahren einer
periodischen Revision unterziehen.

(2) Im Zuge der periodischen Revision sind der
Zustand der Grenzvermarkung zu überprüfen und
die Behebung allfälliger Mängel zu veranlassen.
Insbesondere können, wo dies erforderlich ist,
zusätzliche Grenzzeichen gesetzt, Grenzzeichen
auf sichere Stellen versetzt und direkte Vermarkun-
gen der Grenzlinie in indirekte abgeändert werden
oder umgekehrt.

(3) Die Vertragsstaaten werden überdies Vermar-
kungsschäden laufend einander mitteilen. Deren
Behebung wird durch die Kommission veranlaßt.

(4) Über sämtliche Arbeiten sind Niederschriften
und erforderlichenfalls Feldskizzen zu verfassen,
die von der Kommission zu genehmigen sind. Bei
Änderungen und Ergänzungen der Vermarkung
sowie bei Berichtigungen von Fehlern im Grenzur-
kundenwerk ist durch die Kommission eine
Urkunde „Ergänzung und Berichtigung des Grenz-
urkundenwerkes" zu erstellen.

(5) Die Eigentümer und sonstigen Nutzungsbe-
rechtigten von an oder in der Nähe der Staatsgrenze
liegenden Grundstücken sowie ober- und unterirdi-
schen Bauten und Anlagen sind verpflichtet, die zur
Durchführung der nach den Absätzen 1, 2 und 3
sowie nach Artikel 10 erforderlichen Arbeiten und
Maßnahmen, insbesondere das Setzen oder Anbrin-
gen von Grenz- und Vermessungszeichen, zu
dulden.

(6) Die Vermessungs- und Vermarkungsarbeiten
sind unter möglichster Schonung bestehender
öffentlicher und privater Interessen vorzunehmen.

(7) Entschädigungsansprüche auf Grund von
Arbeiten und Maßnahmen nach Absatz 5 sind gegen
den Vertragsstaat geltend zu machen, auf dessen
Hoheitsgebiet die Grundstücke, Bauten und Anla-
gen liegen, und nach dessen Recht zu beurteilen.

4. Artikel 16 entfällt.

5. Artikel 17 lautet:

Personen, die zu Arbeiten und Maßnahmen nach
diesem Vertrag an der Staatsgrenze eingesetzt
werden, sind berechtigt, zur Erfüllung ihrer
Aufgaben die Staatsgrenze auch außerhalb der
zugelassenen Grenzübertrittsstellen zu überschrei-
ten. Sie haben ein Reisedokument, das zum
Grenzübertritt berechtigt, sowie einen schriftlichen
Dienstauftrag mit sich zu führen.

Artikel II

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation; die
Ratifikationsurkunden werden sobald wie möglich
in Vaduz ausgetauscht.

(2) Dieser Vertrag tritt am ersten Tag des dritten
dem Austausch der Ratifikationsurkunden folgen-
den Monats in Kraft.

ZU URKUND DESSEN haben die Bevollmäch-
tigten diesen Vertrag unterzeichnet und mit Siegeln
versehen.

GESCHEHEN ZU Wien, am 3. Mai 1990, in
zwei Urschriften.

Für die Republik Österreich:

Dr. Erich Kussbach

Für das Fürstentum Liechtenstein:

Dr. Norbert Marxer

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 13. Dezember 1990 ausgetauscht; der Vertrag tritt gemäß seinem Art. II Abs. 2 mit
1.März 1991 in Kraft.

Vranitzky

44.
Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

VERTRAG
ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTER-
REICH UND DER REPUBLIK POLEN
ÜBER DIE WECHSELSEITIGE VOLLZIE-
HUNG GERICHTLICHER ENTSCHEI-

DUNGEN IN STRAFSACHEN
Der Bundespräsident der Republik Österreich

und der Präsident der Republik Polen,
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Vom Wunsche geleitet, die rechtlichen Bezie-
hungen zwischen den beiden Staaten weiterzuent-
wickeln und den rechtlichen Verkehr zwischen
ihnen zu erleichtern, sowie im Bestreben, die Reso-
zialisierung von Verurteilten zu fördern,

Sind übereingekommen, einen Vertrag über die
wechselseitige Vollziehung gerichtlicher Entschei-
dungen in Strafsachen zu schließen, und haben zu
diesem Zweck zu ihren Bevollmächtigten ernannt:

Der Bundespräsident der Republik Österreich:
Herrn Dr. Egmont Foregger,
Bundesminister für Justiz,

Der Präsident der Republik Polen:
Herrn Aleksander Bentkowski,
Minister für Justiz,

die nach Austausch ihrer in guter und gehöriger
Form befundenen Vollmachten folgendes verein-
bart haben:

TEIL I

DEFINITIONEN

Artikel 1

(1) Im Sinne dieses Vertrages bedeutet der Aus-
druck „vorbeugende Maßnahme":

1. in der Republik Österreich: die Unterbrin-
gung in einer Anstalt für geistig abnorme
Rechtsbrecher, für entwöhnungsbedürftige
Rechtsbrecher oder für gefährliche Rückfalls-
täter;

2. in der Republik Polen: die Einlieferung in ein
psychiatrisches Krankenhaus oder in eine
andere entsprechende Anstalt oder in eine
Anstalt für Entwöhnungsbedürftige.

(2) Im Sinne dieses Vertrages bedeutet der Aus-
druck „die bedingte Nachsicht einer strafrechtli-
chen Sanktion":

1. in der Republik Österreich: die gänzliche
oder teilweise bedingte Nachsicht einer Frei-
heitsstrafe, die bedingte Nachsicht einer vor-
beugenden Maßnahme, die bedingte Entlas-
sung aus einer Freiheitsstrafe oder aus einer
vorbeugenden Maßnahme sowie den Schuld-
spruch unter Vorbehalt der Strafe sowie die
bedingte Einstellung des Verfahrens.

2. in der Republik Polen: die bedingte Nachsicht
der Freiheitsstrafe, die bedingte vorzeitige
Entlassung und die bedingte Einstellung des
Verfahrens.

(3) Im Sinne dieses Vertrages bedeuten die Aus-
drücke:
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„Urteilsstaat" den Staat, in dem die gerichtliche
Entscheidung ergangen ist, welche die Sanktion
enthält, die im anderen Staat vollzogen oder über-
wacht werden soll;

„Vollstreckungsstaat" den Staat, der die Vollzie-
hung der Freiheitsstrafe oder der vorbeugenden
Maßnahme übernommen hat oder übernehmen
soll;

„Überwachungsstaat" den Staat, der die Über-
wachung der bedingt nachgesehenen strafrechtli-
chen Sanktion übernommen hat oder übernehmen
soll.

TEIL II

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

A l l g e m e i n e r G r u n d s a t z

Artikel 2

(1) Die Vertragsstaaten verpflichten sich wech-
selseitig nach den Bestimmungen dieses Vertrages
auf Ersuchen zur:

1. Übernahme der Vollziehung rechtskräftiger
Entscheidungen in Strafsachen, mit denen
Gerichte eines Vertragsstaates über Angehö-
rige des anderen Vertragsstaates eine Frei-
heitsstrafe oder vorbeugende Maßnahme ver-
hängt haben;

2. Übernahme der Überwachung der Angehöri-
gen eines Vertragsstaates, über die von
Gerichten des anderen Vertragsstaates die
bedingte Nachsicht einer strafrechtlichen
Sanktion innerhalb einer Probezeit rechts-
kräftig ausgesprochen wurde.

(2) Ersuchen nach Abs. 1 werden von dem Ver-
tragsstaat gestellt, in dem die gerichtliche Entschei-
dung ergangen ist. Hiedurch wird jedoch das Recht
des anderen Vertragsstaates, beim Urteilsstaat ein
Ersuchen nach Abs. 1 anzuregen, nicht einge-
schränkt.

R e c h t d e s V e r u r t e i l t e n

Artikel 3

Der Verurteilte selbst, sein gesetzlicher oder
bevollmächtigter Vertreter, sein Ehegatte, seine
Verwandten in gerader Linie oder seine Geschwi-
ster können bei jedem der beiden Vertragsstaaten
ein Vorgehen nach Art. 2 anregen. Jeder Verur-
teilte, auf den dieser Vertrag Anwendung finden
kann, wird durch den Urteilsstaat vom wesentli-
chen Inhalt dieses Vertrages unterrichtet.

V o r a u s s e t z u n g d e r g e r i c h t l i c h e n
S t r a f b a r k e i t

Artikel 4

Die Vollziehung oder die Überwachung wird
nur übernommen, wenn die der Entscheidung

22
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zugrunde liegende Handlung auch nach dem Recht
des ersuchten Staates mit gerichtlicher Strafe
bedroht ist oder bedroht wäre, wenn sie auf dem
Gebiet des ersuchten Staates begangen worden
wäre.

P o l i t i s c h e s t r a f b a r e H a n d l u n g e n

Artikel 5

(1) Die Vollziehung oder die Überwachung wird
nicht übernommen, wenn die der Entscheidung
zugrunde liegende Handlung nach Ansicht des
ersuchten Staates eine strafbare Handlung politi-
schen Charakters darstellt.

(2) Eine strafbare Handlung, bei welcher unter
Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls,
insbesondere der Beweggründe, der Art der Bege-
hung, der angewendeten oder angedrohten Mittel
oder der Schwere der eingetretenen oder beabsich-
tigten Folgen, der kriminelle Charakter der Tat den
politischen überwiegt, wird nicht als strafbare
Handlung politischen Charakters betrachtet.

M i l i t ä r i s c h e s t r a f b a r e H a n d l u n g e n

Artikel 6

Die Vollziehung oder die Überwachung wird
nicht übernommen, wenn die der Entscheidung
zugrunde liegende Handlung nach Ansicht des
ersuchten Staates ausschließlich in der Verletzung
militärischer Pflichten besteht.

F i s k a l i s c h e s t r a f b a r e H a n d l u n g e n

Artikel 7

In Strafsachen wegen fiskalischer strafbarer
Handlungen darf die Übernahme der Vollziehung
oder der Überwachung nicht ausschließlich mit der
Begründung abgelehnt werden, daß das Recht des
ersuchten Staates keine Abgaben-, Zoll- oder
Monopolvorschriften oder keine Vorschriften über
den Devisenverkehr, die Warenbewirtschaftung
oder über den Außenhandel derselben Art wie das
Recht des Urteilsstaates enthält.

V e r j ä h r u n g

Artikel 8

Die Vollziehung oder die Überwachung wird
nicht übernommen, wenn die Vollstreckbarkeit der
Strafe oder vorbeugenden Maßnahme nach dem
Recht eines der beiden Vertragsstaaten verjährt ist.

A u s n a h m e g e r i c h t e

Artikel 9

Die Vollziehung oder die Überwachung wird
nicht übernommen, wenn die Entscheidung von
einem Ausnahmegericht getroffen worden ist.
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A b w e s e n h e i t s u r t e i l e

Artikel 10

Die Vollziehung oder die Überwachung wird
nicht übernommen, wenn die Entscheidung in
Abwesenheit des Verurteilten ergangen ist.

N e b i s in i d e m

Artikel 11

Die Vollziehung oder die Überwachung wird
nicht übernommen, wenn der Verurteilte im
ersuchten Staat wegen derselben Handlung bereits
rechtskräftig verurteilt oder freigesprochen worden
ist.

O r d r e p u b l i c

Artikel 12

Die Vollziehung oder die Überwachung wird
nicht übernommen, wenn sie nach Ansicht des
ersuchten Staates seine öffentliche Ordnung oder
Grundsätze seiner Rechtsordnung gefährdet.

TEIL III

ÜBERNAHME DER VOLLZIEHUNG VON
FREIHEITSSTRAFEN UND VORBEUGEN-

DEN MASSNAHMEN

V o r a u s s e t z u n g e n d e r Ü b e r n a h m e

Artikel 13

(1) Die Vollziehung kann nur mit Zustimmung
des Verurteilten übernommen werden. Ist der Ver-
urteilte zu einer rechtsgültigen Zustimmung nicht
fähig, so ist die Zustimmung seines gesetzlichen
Vertreters einzuholen.

(2) Die Vollziehung wird nicht übernommen,
wenn sich der Verurteilte im Urteilsstaat in Haft
befindet und am Tag des Einlangens des Ersuchens
eine vier Monate nicht übersteigende Freiheits-
strafe oder vorbeugende Maßnahme zu vollziehen
ist. Zur Beurteilung dieser Voraussetzung werden
mehrere Freiheitsstrafen oder vorbeugende Maß-
nahmen oder ihre zu vollziehenden Reste zusam-
mengerechnet. Ist die Dauer des Vollzuges der vor-
beugenden Maßnahme unbestimmt, so ist der Tag
maßgebend, zu dem sie nach dem Recht des
Urteilsstaates spätestens aufzuheben ist.

E r l e d i g u n g d e s E r s u c h e n s

Artikel 14

Der ersuchte Staat verständigt so bald wie mög-
lich den Urteilsstaat, inwieweit dem Ersuchen um

23
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Übernahme der Vollziehung stattgegeben wird.
Jede vollständige oder teilweise Ablehnung ist zu
begründen.

D u r c h f ü h r u n g der V o l l z i e h u n g

Artikel 15

(1) Wird die Vollziehung übernommen, so set-
zen die Gerichte des Vollstreckungsstaates unter
weitestgehender Bedachtnahme auf die im Urteils-
staat ausgesprochene Freiheitsstrafe oder vorbeu-
gende Maßnahme die nach ihrem Recht zu vollzie-
hende Freiheitsstrafe oder vorbeugende Maßnahme
fest.

(2) Durch die Vollziehung im Vollstreckungs-
staat darf der Verurteilte in keinem Fall schlechter
gestellt werden als im Falle der weiteren Vollzie-
hung im Urteilsstaat.

(3) Die Vollziehung einschließlich der bedingten
Entlassung richtet sich nach dem Recht des Voll-
streckungsstaates. Für den Verurteilten günstigere
Rechtsvorschriften des Urteilsstaates betreffend die
bedingte Entlassung werden jedoch angewendet.

(4) In die im Vollstreckungsstaat zu verbüßende
Freiheitsstrafe oder vorbeugende Maßnahme wird
die im Urteilsstaat bereits verbüßte eingerechnet.

T e i l w e i s e V o l l z i e h u n g

Artikel 16

Liegen der Verurteilung mehrere Handlungen
zugrunde, kann die Vollziehung aber nur wegen
des auf einzelne Handlungen entfallenden Teiles
der Freiheitsstrafe oder vorbeugenden Maßnahme
erfolgen, so wird das Gericht des Vollstreckungs-
staates im Rahmen des Verfahrens nach Artikel 15
den zu vollziehenden Teil bestimmen, der auf diese
Handlungen entfällt.

W i r k u n g e n d e r V o l l z i e h u n g

Artikel 17

(1) Während der Vollziehung der Freiheitsstrafe
oder der vorbeugenden Maßnahme im Vollstrek-
kungsstaat setzt der Urteilsstaat keine weiteren
Vollziehungsmaßnahmen.

(2) Der Urteilsstaat ist berechtigt, den Rest der
Freiheitsstrafe oder der vorbeugenden Maßnahme
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zu vollziehen, wenn sich der Verurteilte der Voll-
ziehung im Vollstreckungsstaat entzieht und diesen
verläßt. Der Vollstreckungsstaat setzt den Urteils-
staat von diesen Umständen unverzüglich in Kennt-
nis.

(3) Die in Abs. 2 genannte Berechtigung des
Urteilsstaates erlischt endgültig, wenn die Freiheits-
strafe oder die vorbeugende Maßnahme verbüßt
oder endgültig nachgesehen worden ist.

G n a d e n m a ß n a h m e n , A m n e s t i e n

Artikel 18

(1) Gnadenmaßnahmen zugunsten des Verurteil-
ten können vom Vollstreckungsstaat ergriffen wer-
den. Der Urteilsstaat kann dem Vollstreckungsstaat
Gnadenmaßnahmen empfehlen. Auf diese Empfeh-
lung wird im Vollstreckungsstaat wohlwollend
Bedacht genommen werden. Unberührt bleibt das
Recht des Urteilsstaates, Gnadenmaßnahmen mit
Wirksamkeit für seinen Rechtsbereich zu ergreifen.

(2) Sowohl eine im Urteilsstaat als auch eine im
Vollstreckungsstaat ergangene Amnestie sind vom
Vollstreckungsstaat zugunsten des Verurteilten
anzuwenden.

A u f h e b u n g o d e r Ä n d e r u n g g e r i c h t -
l i c h e r E n t s c h e i d u n g e n

Artikel 19

Für eine Aufhebung oder Abänderung der
gerichtlichen Entscheidungen, deren Vollziehung
übernommen wurde, ist ausschließlich der Urteils-
staat zuständig.

M i t t e i l u n g e n

Artikel 20

(1) Die Vertragsstaaten verständigen einander so
bald wie möglich von allen Umständen, die auf die
Vollziehung Einfluß haben könnten.

(2) Der Urteilsstaat verständigt den Vollstrek-
kungsstaat insbesondere von einer Amnestie oder
einer Aufhebung oder Abänderung gerichtlicher
Entscheidungen, deren Vollstreckung übernommen
wurde.

(3) Der Vollstreckungsstaat verständigt den
Urteilsstaat insbesondere von der Beendigung der
Vollziehung.

Ü b e r s t e l l u n g

Artikel 21

(1) Befindet sich der Verurteilte auf dem Gebiet
des Urteilsstaates, so wird dieser sobald wie mög-
lich alle erforderlichen Maßnahmen treffen, um
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den Verurteilten den Behörden des ersuchten Staa-
tes zu übergeben.

(2) Der Urteilsstaat und der Vollstreckungsstaat
pflegen das Einvernehmen über Zeit und Ort der
Übergabe des Verurteilten an die Behörden des
Vollstreckungsstaates oder erforderlichenfalls an
die Behörden eines Durchbeförderungsstaates.

(3) Die von einem Vertragsstaat beigestellten
Begleitpersonen, die den Verurteilten auf dem Luft-
weg in das Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaa-
tes zu bringen oder aus diesem abzuholen haben,
sind berechtigt, auf dem Hoheitsgebiet des anderen
Vertragsstaates bis zur Übergabe oder nach der
Übernahme des Verurteilten die nötigen Vorkeh-
rungen zu treffen, um sein Entweichen zu verhin-
dern.

(4) Der Urteilsstaat kann nach der Übernahme
der Vollziehung durch den Vollstreckungsstaat die
Übergabe des Verurteilten aufschieben, um ein
Strafverfahren wegen einer anderen strafbaren
Handlung durchzuführen oder eine wegen einer
anderen strafbaren Handlung ausgesprochene
Strafe oder vorbeugende Maßnahme zu vollziehen.

S p e z i a l i t ä t

Artikel 22

(1) Wird ein Verurteilter in Anwendung dieses
Vertrages aus dem Urteilsstaat in den Vollstrek-
kungsstaat überstellt, so darf er dort wegen einer
vor seiner Übergabe begangenen Handlung, auf die
sich die Bewilligung nicht bezieht, weder verfolgt
noch abgeurteilt oder irgendeiner Beeinträchtigung
seiner persönlichen Freiheit unterworfen werden.

(2) Die Beschränkung nach Abs. 1 entfällt,

1. wenn der Urteilsstaat der Strafverfolgung
oder Vollziehung einer Strafe oder vorbeu-
genden Maßnahme zustimmt;

2. wenn der überstellte Verurteilte sich nach sei-
ner endgültigen Entlassung länger als 45 Tage
im Vollstreckungsstaat aufhält, obwohl er ihn
verlassen konnte und durfte, oder wenn er
nach Verlassen dieses Staates freiwillig dahin
zurückgekehrt ist.

(3) Auf die Zustimmung nach Abs. 2 Z 1 sind die
Bestimmungen des Vertrages zwischen der Repu-
blik Österreich und der Volksrepublik Polen über
die Auslieferung vom 27. Februar 1978 *) sinnge-
mäß anzuwenden.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 146/1980
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TEIL IV

ÜBERWACHUNG

Ersuchen um Überwachung

Artikel 23

(1) Wird über einen Angehörigen eines Vertrags-
staates von einem Gericht des anderen Vertrags-
staates unter Setzung einer Probezeit die bedingte
Nachsicht einer strafrechtlichen Sanktion ausge-
sprochen, so kann der Vertragsstaat, in dem die
gerichtliche Entscheidung ergangen ist, den Ver-
tragsstaat, dessen Angehöriger der Verurteilte ist,
um die Überwachung ersuchen.

(2) Der Überwachungsstaat verständigt den
Urteilsstaat sobald wie möglich davon, inwieweit
dem Überwachungsersuchen stattgegeben wird.
Jede vollständige oder teilweise Ablehnung ist zu
begründen.

Ü b e r w a c h u n g s m a ß n a h m e n

Artikel 24

(1) Die Überwachung besteht einerseits in der
Anordnung der nach dem Recht des Überwa-
chungsstaates vorgesehenen Maßnahmen, die auf
eine Wiederanpassung des Verurteilten an das
Leben in der Gemeinschaft abzielen, und anderer-
seits in der Beaufsichtigung der Führung, um
sicherzustellen, daß erforderlichenfalls die bedingte
Nachsicht der strafrechtlichen Sanktion widerrufen
werden kann.

(2) Die Überwachung richtet sich nach dem
Recht des Überwachungsstaates.

(3) Bei der Anordnung der zur Überwachung
erforderlichen Maßnahmen wird soweit wie mög-
lich auf die im Urteilsstaat angeordneten Maßnah-
men Bedacht genommen.

(4) Die im Überwachungsstaat angeordneten
Überwachungsmaßnahmen dürfen ihrer Art und
Dauer nach in keinem Fall strenger sein als die im
Urteilsstaat ausgesprochenen.

W i r k u n g e n d e r Ü b e r w a c h u n g

Artikel 25

(1) Während der Überwachung im Überwa-
chungsstaat setzt der Urteilsstaat keine weiteren
Vollstreckungsmaßnahmen.

(2) Das Recht des Urteilsstaates auf Vollstrek-
kung erlischt endgültig, wenn in der Probezeit kein
Umstand eingetreten ist, der nach dem Recht des
Urteilsstaates den Widerruf der bedingten Nach-
sicht der strafrechtlichen Sanktion bewirkt.
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G n a d e n m a ß n a h m e n , A m n e s t i e n ,
W i d e r r u f d e r b e d i n g t e n N a c h s i c h t

Artikel 26

(1) Gnadenmaßnahmen zugunsten des Verurteil-
ten können vom Urteilsstaat ergriffen werden. Der
Überwachungsstaat kann dem Urteilsstaat Gnaden-
maßnahmen empfehlen. Auf diese Empfehlung
wird im Urteilsstaat wohlwollend Bedacht genom-
men werden.

(2) Sowohl eine im Urteilsstaat als auch eine im
Überwachungsstaat ergangene Amnestie sind
zugunsten des Verurteilten anzuwenden.

(3) Für einen Widerruf oder eine Änderung der
bedingten Nachsicht der strafrechtlichen Sanktion
ist ausschließlich der Urteilsstaat zuständig.

M i t t e i l u n g e n

Artikel 27

(1) Die Vertragsstaaten verständigen einander
sobald wie möglich von allen Umständen, die die
Überwachung betreffen.

(2) Der Urteilsstaat verständigt den Überwa-
chungsstaat insbesondere von einer Gnadenmaß-
nahme, einer Amnestie sowie einem Widerruf oder
einer Änderung der bedingten Nachsicht der straf-
rechtlichen Sanktion.

(3) Der Überwachungsstaat verständigt den
Urteilsstaat insbesondere von den Überwachungs-
maßnahmen, die gegen den Verurteilten getroffen
wurden, sowie von allen Umständen, die einen
Widerruf der bedingten Nachsicht einer strafrecht-
lichen Sanktion bewirken könnten, sowie von einer
Amnestie. Bei Ablauf der Probezeit wird die Been-
digung der Überwachung mitgeteilt.

(4) Widerruft der Urteilsstaat die bedingte Nach-
sicht der strafrechtlichen Sanktion, so steht es ihm
frei, den Überwachungsstaat auf Grund dieses Ver-
trages um die Vollziehung der Freiheitsstrafe oder
vorbeugenden Maßnahme zu ersuchen.

TEIL V

VERFAHREN

E r s u c h e n u n d U n t e r l a g e n

Artikel 28

(1) Ersuchen nach diesem Vertrag werden
schriftlich gestellt.

(2) Dem Ersuchen sind anzuschließen:
1. eine mit der Bestätigung der Rechtskraft und

der Vollstreckbarkeit versehene Ausfertigung
oder beglaubigte Abschrift (Kopie) der
gerichtlichen Entscheidung;
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2. eine Abschrift der angewendeten gesetzlichen
Bestimmungen sowie jener über die bedingte
Entlassung;

3. möglichst genaue Angaben über den Verur-
teilten, seine Staatsangehörigkeit und seinen
Wohn- oder Aufenthaltsort;

4. eine Bestätigung über die auf die Freiheits-
strafe oder vorbeugende Maßnahme anzu-
rechnenden Zeiten;

5. bei Ersuchen um Übernahme der Vollzie-
hung, wenn sich der Verurteilte im Urteils-
staat befindet, ein mit ihm aufgenommenes
Protokoll, aus dem sich seine Zustimmung
zur Vollziehung der Freiheitsstrafe oder vor-
beugenden Maßnahme ergibt;

6. weitere Unterlagen, die für die Erledigung
des Ersuchens von Bedeutung sein könnten.

E r g ä n z u n g des E r s u c h e n s

Artikel 29

Hält der ersuchte Staat die ihm übermittelten
Angaben und Unterlagen für nicht ausreichend, so
ersucht er um die notwendige Ergänzung. Er kann
für das Einlangen dieser Ergänzung eine angemes-
sene Frist bestimmen; diese kann auf begründetes
Ersuchen verlängert werden. Mangels einer Ergän-
zung wird über das Ersuchen auf Grund der vor-
handenen Angaben und Unterlagen entschieden.

G e s c h ä f t s w e g

Artikel 30

Der Schriftverkehr nach diesem Vertrag findet
zwischen dem Bundesminister für Justiz der Repu-
blik Österreich und dem Jusitzminister der Repu-
blik Polen statt. Der Verkehr auf diplomatischem
Weg wird hiedurch nicht ausgeschlossen.

S p r a c h e , L e g a l i s i e r u n g

Artikel 31

Die Ersuchen und Mitteilungen nach diesem
Vertrag sowie beizufügende Unterlagen bedürfen
keiner Übersetzung in die Sprache des anderen
Vertragsstaates und keiner Legalisierung.

K o s t e n

Artikel 32

Die in Anwendung dieses Vertrages entstande-
nen Kosten werden nicht ersetzt.
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TEIL VI

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 33

Dieser Vertrag beeinträchtigt Verpflichtungen
aus mehrseitigen Übereinkommen nicht.

Artikel 34

Dieser Vertrag findet auch auf gerichtliche Ent-
scheidungen Anwendung, die vor dem Inkrafttre-
ten dieses Vertrages ergangen sind.

Artikel 35

Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation. Die Rati-
fikationsurkunden werden in Warschau ausge-
tauscht.

Artikel 36

(1) Dieser Vertrag tritt mit dem ersten Tag des
dritten Monats nach Ablauf des Monats in Kraft, in
dem der Austausch der Ratifikationsurkunden
erfolgt ist.

(2) Dieser Vertrag wird für unbestimmte Zeit
geschlossen. Er kann von jedem Vertragsstaat auf
diplomatischem Weg schriftlich gekündigt werden.
Die Kündigung tritt nach Ablauf von sechs Mona-
ten ab Einlangen der Kündigung beim anderen
Vertragsstaat in Kraft.

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten
der beiden Vertragsstaaten diesen Vertrag unter-
zeichnet und mit Siegeln versehen.

Geschehen zu Wien, am 19. April 1990 in zwei
Urschriften in deutscher und polnischer Sprache,
wobei beide Texte gleichermaßen authentisch sind.

Für die Republik Österreich:
Dr. Egmont Foregger

Für die Republik Polen:
Aleksander Bentkowski

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 12. Dezember 1990 ausgetauscht; der Vertrag tritt gemäß seinem Art. 36 Abs. 1 mit
1. März 1991 in Kraft.

Vranitzky


